WASSERNETZ  Niedersachsen-Bremen * Umweltnetzwerk  Wasserrahmenrichtlinie

ANMERKUNGEN ZUR BESCHLUSSEMPFEHLUNG DES UMWELTAUSSCHUSSES (UA) IM NIEDERSÄCHSISCHEN LANDTAG  VOM 11. 2. 2004  ZUR ÄNDERUNG DES NIEDERSÄCHSISCHEN WASSERGESETZES – NWG - (DRS. 15/805)

1. Geschichte/Hintergrund

Das NWG muss novelliert werden, um die europäische Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) in niedersächsisches Recht umzusetzen, und zwar bis zum 22. 12. 2003. Nach Aussagen des niedersächsischen Umweltministeriums (NMU) soll 1:1 umgesetzt werden, d. h. nichts draufgesattelt aber auch nichts weggelassen werden , was im Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vorgegeben wurde. Das BMU hat auch schon nach dessen Aussage die WRRL 1: 1 ins WHG umgesetzt.

Zum  Entwurf  des NMU zur Novellierung vom Juni 2003  nahmen die  Verbände bis zum 30. Juli 2003 Stellung. In dem dem Kabinett zugeleiteten Gesetzentwurf im Okober 2003 wurden aber nur ganz geringe Änderungen vorgenommen, also alle eingegangenen Stellungnahmen nicht berücksichtigt. Das Kabinett hat diesen Entwurf dann unverändert mit der Drs. 15/460 dem Umweltausschuss am 14. 10. 2003 zur Beratung und Beschlussfassung im Landtag überwiesen. Dieser  fast unveränderte Entwurf wurde nochmal den Verbänden zur Stellungnahme bis zum 10. 12. 2003 vorgelegt. Die Umweltverbände haben dabei wiederholt auf Diskrepanzen zwischen Anspruch und Wirklichkeit (1:1 Umsetzung) hingewiesen. Die nun vorgelegte Beschlussempfehlung unterscheidet sich vom ursprünglichen NMU- Entwurf durch eine Vielzahl positiver redaktioneller Änderungen und Klarstellungen aber auch durch zwei inhaltliche Änderungen, die u. E. der Intention der WRRL widersprechem . Es sind überhaupt nur diese zwei Punkte im bisherigen Gesetzgebungsverfahren, die sich vom ursprünglichen NMU-Entwurf inhaltlich unterscheiden: §98 Umfang der Unterhaltung und § 184a Beteiligung der Öffentlichkeit.

2. § 98 Umfang der Unterhaltung, Seite 12 Drs. 15/805  und dazu Seite 27/28 Drs. 15/460 

Der noch gültige § 98 NWG beginnt mit Satz 1: Die Unterhaltung eines Gewässers umfasst die Erhaltung eines ordungsgemäßen  Zustandes für den Wasserabfluß und an schiffbaren Gewässern auch die Erhaltung der Schiffbarkeit.

Der Entwurf aus dem NMU ließ den § 98 so beginnen (Satz 1): Die Unterhaltung eines Gewässers umfasst seine Pflege und Entwicklung. Erst im Satz 5 wird auf den ordnungsgemäßen Abfluss eingegangen: Die Unterhaltung umfasst auch die Erhaltung eines ordnungsgemäßen Abflusses und an schiffbaren Gewässern _____die Erhaltung der Schiffbarkeit. 

Die Beschlussvorlage aus dem UA holt wieder den zurückgestuften Satz 5  an die erste Stelle zum Satz 1: Die Unterhaltung eines Gewässers  umfasst ______ seinen ordnungsgemäßen Abfluss und an schiffbaren Gewässern _____die Erhaltung der Schiffbarkeit. Dann folgt erst der ursprüngliche Satz 1 des NMU- Entwurf, der jetzt mit einem zusätzlichen auch versehen ist, das er vom nun ersten Satz übernehmen muss und so seine Zweitrangigkeit bestätigt wird: Die Unterhaltung  umfasst auch die  Pflege und Entwicklung.

Durch diese Manipulationen mit Umstellungen und „auch“-Verwendungen  gelingt mindestens der optische Eindruck, dass die Unterhaltung des Wasserabflusses und die Erhaltung der Schiffbarkeit die primäre Aufgabe von Gewässerunterhaltungsmaßnahmen ist. Das steht im 

klaren Widerspruch zum neuen Unterhaltungsparagraphen §28, 1 WHG, der den ordnungsgemäßen Abfluss – wie im NMU- Entwurf – weiter hinten im Satz 5 unter auch aufzählt. Wird die Formulierung der Beschlussvorlage Gesetz, so werden die Auseinandersetzungen zwischen Unterhaltungsverbänden und Umweltverbänden fortgeschrieben, da erstere sich auf das NWG berufen werden, letztere auf das WHG und die WRRL. Die WRRL  geht auf Maßnahmen zum ordnungsgemäßen Wasserabfluss nicht ein, sie gibt im Artikel 1 unter Ziele an, das sie einen Beitrag schaffen will zur  Minderung der Auswirkungen von Überschwemmungen und Dürren. Ansonsten fordert sie vor allem das Schützen, Verbessern und Sanieren von Oberflächenwasserkörpern und das wird „auf deutsch“ wohl am besten mit Pflege und Entwicklung  übersetzt. In diesem Zusammenhang ist der Kommentar des NMU zu Einlassungen des Wasserverbandstages hinsichtlich der Änderung des §98 lesenswert, (Seite 28, Drucksache 15/460).

3. § 184 a, Beteiligung der Öffentlichkeit, Seite 21, Drucksache 15/805  

Der vorgesehene § 184 a Beteiligung der Öffentlichkeit entspricht nicht der entsprechenden Regelung im WHG §36 b (5) – dort leider etwas widersprüchlich versteckt – und auf den sich dabei zu beziehenden Artikel 14 WRRL, wonach die Beteiligung aller interessierten Stellen an der gesamten Umsetzung aktiv gefördert werden soll. Unsere Einwendungen haben da bisher nichts ergeben und es wird  wohl in der Schlussphase kaum  mehr zu erreichen sein. Was aber im UA an dem Paragraphen  verändert wurde, ist der Einbau einer Unsicherheit beim Zugang zu Informationen: Hieß es noch in der NMU-Fassung noch sehr bürgerfreundlich und WRRL-konform: Abweichend von §9, Abs. 1 Umweltinformationsgesetz gewährt die Wasserbehörde Zugang zu den Informationen, die bei der Erstellung des Beitrags für einen Bewirtschaftungsplan herangezogen wurden, so wird  jetzt nur darauf hingewiesen, wer für eine Gewährung eines Zugangs zu Informationen zuständig ist:  Abweichend von §9, Abs. 1 Umweltinformationsgesetz ist die Wasserbehörde für die Gewährung des Zugangs zu den Informationen zuständig , die bei der Erstellung des Beitrags für einen Bewirtschaftungsplan herangezogen wurden. 

Was diese Formulierung soll –außer Unsicherheit schaffen – ist nicht ersichtlich. Wenn schon die Befürchtung bestehen sollte, dass die Behörden durch Anfragen überlasten werden, so sollte doch weiter im Gesetz stehen, dass ein Anspruch auf Hintergrundinformationen besteht und nicht nur, dass es Behörden gibt, die diese gewähren können. Ein Gesetzestext  wie Abweichend von §9, Abs. 1 Umweltinformationsgesetz gewährt die Wasserbehörde auf Antrag Zugang zu den Informationen, die bei der Erstellung des Beitrags für einen Bewirtschaftungsplan herangezogen wurden  wäre eindeutig WRRL-konform.

Für weitere Fragen stehe ich gern zur Verfügung.
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